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1. BUrgermeister Dietmar Fieger er6ffnet um 19:00 Uhr die Sitzung des Umwelt-, Bau-,
Sanierungs- und Verkehrsausschusses. Er begrif3t alle Anwesenden und stellt die ordnungs-
gemalRe Ladung und Beschlussfahigkeit des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und
Verkehrsausschusses fest.

Offentliche Sitzung

[ TOP 1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 24.05.2017 |

| TOP 2 Bekanntgaben |

TOP 3 Vollzug des BauGB, 1. Anderung des Bebauungsplanes "Untere Loser -
Neuaufstellung" - Abwagungsbeschluss nach Stellungnahmen der TOB und
der Offentlichkeit gemaR § 1 Abs. 7 BauGB
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

In der Sitzung vom 16.03.2017 hat der Bauausschuss den Aufstellungsbeschluss fur die Be-
bauungsplananderung ,Untere Léser — Neuaufstellung - 1. Anderung” nach § 13 BauGB (ver-
einfachtes Verfahren) gefasst. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt, die Trager offentli-
cher Belange (TOB) nach § 4 Abs. 2 BauGB und die allgemeine Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2
BauGB zu beteiligen.

Die TOB, in diesem Fall ausschlieRlich das Landratsamt Miltenberg, wurden von der Verwaltung
schriftlich informiert, die Offentlichkeit durch eine Veréffentlichung des Aufstellungsbeschlusses
mit Hinweis auf die Beteiligungsmdoglichkeit im Amtsblatt Almosenturm vom 31.03.2017. Die
offentliche Auslage der Unterlagen im Rathaus erfolgte vom 10.04.2017 — 11.05.2017.

Die vorgetragenen o¢ffentlichen und privaten Einwendungen sollen nun gemaf3 8§ 1 Abs. 7
BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen werden.

Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange

Landratsamt Miltenberg - Raumordnung und Bauleitplanung
08.05.2017

Aus Sicht des Bauplanungsrechts und des Bauordnungsrechts bestehen keine Bedenken.
Beurteilung: Kennthisnahme
Beschlussvorschlag 1 zur Beteiligung TOB:

Zur Kenntnis genommen.

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Bruder, Irmtrud Bachstral3e 8 13.04.2017
,Anderung der festgesetzten Gebietskategorie Gewerbegebiet § 8 BauNVO meines Plangrund-
stiicks Flur-Nummer 1911/35 in ein Mischgebiet gemaf § 6 BauNVO."

Begrundet wird der Wunsch mit einem altersbedingten Generationenwechsel im Gewerbe und
den zukinftigen Wohnmdglichkeiten vor Ort, ohne dass diese konkret erdrtert werden.
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Beurteilung: Die gewiinschte Anderung ist nicht Bestandteil des vorliegenden Verfahrens. Die
fur diese Anderung notwendigen Schritte wurden mit der IG BachstraRe intensiv erlautert und
ihrerseits noch nicht gemal den Vorgaben des Landratsamts umgesetzt. Gemafl § 1 Abs. 3
BauGB besteht kein Anspruch auf die Aufstellung und damit auch nicht auf die Anderung des
Bebauungsplans. Daher kann dem Wunsch aus rechtlicher Sicht nicht entsprochen werden.

Beschlussvorschlag 2 zur Stellungnahme Bruder:
Zur Kenntnis genommen. Das Verfahren wird unverandert fortgefuhrt.

Feigl, Elisabeth BachstralRe 6 20.04.2017
Laukotter, Helene (Bachstrale 6)

,Die Stadt Obernburg am Main mdge prifen, ob eine Ausweisung des Grundstiicks Flur-Nr.
1911/36 (BachstralRe 6) als Mischgebiet moglich ist und dieses gegebenenfalls in eine Planung
einbeziehen.” Begrundet wird dies mit der bisherigen Wohnbebauung, dem bereits angrenzen-
den Mischgebiet und dem nicht stérenden Gewerbe.

Beurteilung: Die gewiinschte Anderung ist nicht Bestandteil des vorliegenden Verfahrens. Die
fur diese Anderung notwendigen Schritte wurden mit der IG BachstraRe intensiv erlautert und
ihrerseits noch nicht gemal den Vorgaben des Landratsamts umgesetzt. Gemafl § 1 Abs. 3
BauGB besteht kein Anspruch auf die Aufstellung und damit auch nicht auf die Anderung des
Bebauungsplans. Daher kann dem Wunsch aus rechtlicher Sicht nicht entsprochen werden.

Beschlussvorschlag 3 zur Stellungnahme Feigl & Laukotter:
Zur Kenntnis genommen. Das Verfahren wird unverandert fortgefihrt.

Schandel, Verena Spessartstr. 28 (Bachstral3e 5a)
20.04.2017
Schandel, Artur Spessartstr. 28 (Bachstral3e 5a)

Die Stadt Obernburg soll den bereits gestellten Antrag einbeziehen und die Gebietsausweisung
von Gewerbe- in Mischgebiet andern. Begrindet wird dies mit dem bereits angrenzenden
Mischgebiet.

Beurteilung: Die gewiinschte Anderung ist nicht Bestandteil des vorliegenden Verfahrens. Die
fur diese Anderung notwendigen Schritte wurden mit der IG BachstraRe intensiv erlautert und
ihrerseits noch nicht gemaR den Vorgaben des Landratsamts umgesetzt. Gemal § 1 Abs. 3
BauGB besteht kein Anspruch auf die Aufstellung und damit auch nicht auf die Anderung des
Bebauungsplans. Daher kann dem Wunsch aus rechtlicher Sicht nicht entsprochen werden.

Beschlussvorschlag 4 zur Stellungnahme Schandel & Schandel:

Zur Kenntnis genommen. Das Verfahren wird unverandert fortgefthrt.

Hock, Andrea Bachstral3e 5a 08.05.2017
,/Anderung des bestehenden Bebauungsplans von einem Gewerbegebiet (GE) in ein Mischge-
biet (MI) und damit Anpassung der rechtlichen Grundlagen an die Realitat.”

Begriindet wird dies mit einer nach Ansicht der Antragstellerin tberholten Aufteilung des Flur-
stiicks 1911/30 in Gewerbe- und Mischgebiet, das die faktische Bebauung nicht mehr dem Ge-

bietstyp GE wiurdig sei und die Bauleitplanung sich daher den aktuellen Gegebenheiten anzu-
passen habe.
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Beurteilung: Die gewiinschte Anderung ist nicht Bestandteil des vorliegenden Verfahrens. Die
fur diese Anderung notwendigen Schritte wurden mit der IG BachstraRe intensiv erlautert und
ihrerseits noch nicht gemaf den Vorgaben des Landratsamts umgesetzt.

Die Aufteilung des Grundsticks in Ml im Norden und GE im Suden erfolgte seinerzeit zur Puf-
ferbildung (Larmschutz) zwischen dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) im Bebauungsplan ,Nas-
se Acker - Wachséacker® und der GE Ausweisung im Bebauungsplan ,Untere Loser — Neuauf-
stellung®. Diese Festsetzung ist bis heute sachdienlich. GemaR § 1 Abs. 3 BauGB besteht kein
Anspruch auf die Aufstellung und damit auch nicht auf die Anderung des Bebauungsplans. Da-
her kann dem Wunsch aus rechtlicher Sicht nicht entsprochen werden.

,Anderung der Mindestgrundstiicksgrofte von 1.600 gm*
Begrindet wird dies mit einer nach Ansicht der Antragstellerin ,abgeschlossenen® Bebauung in
der Bachstral3e und den bereits vorhandenen kleineren Grundstticken < 1600 gm.

Beurteilung: Die von der Antragstellerin aufgefuhrten Grundstiicke sind als MI und nicht als Gl
Gebiet ausgewiesen, flr diese gilt gemald Bebauungsplan eine Mindestgrol3e von lediglich 800
gm, sofern sie vor der Ausweisung des Bebauungsplans nicht schon kleiner waren. Die ge-
wiinschte Anderung ist nicht Bestandteil des vorliegenden Verfahrens. Eine Anderung dieser
Vorgabe ist bei Beibehaltung der Ausweisung als GE nicht sinnvoll, um wirtschaftliche Grund-
stiickseinheiten zu erhalten. Auch in diesem Fall besteht kein Anspruch auf die Anderung des
Bebauungsplans. Aus den genannten Griinden kann dem Wunsch nicht entsprochen werden.

Beschlussvorschlag 5 zur Stellungnahme Hock:

Zur Kenntnis genommen. Das Verfahren wird unverandert fortgefuihrt.

TOP 4 Vollzug des BauGB, 1. Anderung des Bebauungsplanes "Untere Loser -
Neuaufstellung" - Satzungsbeschluss geman § 10 Abs. 1 BauGB
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

In der Sitzung vom 16.03.2017 hat der Bauausschuss den Aufstellungsbeschluss fur die Be-
bauungsplananderung ,Untere Léser — Neuaufstellung - 1. Anderung“ nach § 13 BauGB (ver-
einfachtes Verfahren) gefasst. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt, die Trager offentli-
cher Belange (TOB) nach § 4 Abs. 2 BauGB und die allgemeine Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2
BauGB zu beteiligen.

Die TOB, in diesem Fall ausschlieRlich das Landratsamt Miltenberg, wurden von der Verwaltung
schriftlich informiert, die Offentlichkeit durch eine Veréffentlichung des Aufstellungsbeschlusses
mit Hinweis auf die Beteiligungsmdoglichkeit im Amtsblatt Almosenturm vom 31.03.2017. Die
offentliche Auslage der Unterlagen im Rathaus erfolgte vom 10.04.2017 — 11.05.2017.

Nachdem die vorgetragenen Bedenken und Anregungen im Zuge der o6ffentlichen Auslegung
und Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. 8 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und
untereinander gerecht abgewogen wurden, kann nun die Aufstellung des Bebauungsplans als
Satzung gemal § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen werden. Die Satzung wird mit dem Tag der
Veroffentlichung im Amtsblatt rechtsgiltig.

Beschluss:

Der Bauausschuss der Stadt Obernburg beschlief3st gemafd § 10 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
des Bebauungsplans ,Untere Loser — Neuaufstellung — 1. Anderung* im Bereich der Flurnum-
mern 1911, 1911/1, 1911/25 (teilweise), 1911/26, 1911/27, 1911/28, 1911/30, 1911/31,
1911/32, 1911/33, 1911/34, 1911/35, 1911/36, 1911/37 (teilweise), 1911/39, 1911/41 (teilwei-
se), 1911/43, 1911/44 und 1911/45 (Anlage 1) der Gemarkung Eisenbach in der Fassung vom
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21.06.2017 als Satzung. Die Begrindung vom 21.06.2017 wird gebilligt. Der zeichnerische
Planstand der Ursprungsfassung bleibt unverandert.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Offentlichkeit, sowie die Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange, die Stellungnahmen erhoben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der
Grunde in Kenntnis zu setzen. Auf3erdem hat die Verwaltung den Satzungsbeschluss im stadti-
schen Mitteilungsblatt Almosenturm zu verdffentlichen, damit die Satzung am Tag der Verdéffent-
lichung Rechtsgliltigkeit erlangt. Die Satzungs- bzw. Planunterlagen sind im Bauamt zur allge-
meinen Einsichtnahme bereitzuhalten.

Ja 8 Nein 2 beschlossen

TOP 5 Baugenehmigung - Obere Léser 10, Fl. Nr. 1936/20
Anbau an ein Wohnhaus und Erneuerung eines Dachstuhls
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

Gemeindliches Einvernehmen der Stadt Obernburg nach § 36 Abs.1 Satz 1 BAUGB
Antragssteller: Klaus Jakob

Vorhaben: Anbau an ein Wohnhaus, Erneuerung eines Dachstuhls

Lage: Obere Ldser 10, Fl. Nr. 1936/20,

Gemarkung: Eisenbach.

Beschreibung :

Das Vorhaben liegt nicht im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes, son-
dern vielmehr im Zusammenhang bebauter Ortsteile und ist somit nach § 34 BauGB zu beurtei-
len. Der Bauherr stellt den Antrag auf Abweichung (Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO) von der Bau-
ordnung. Gegenstand der Abweichung sind die Abstandsflachen nach Art. 6 BayBO.

Das zweigeschossige Einfamilienhaus soll zu einem zweigeschossigen Zweifamilienhaus
umgebaut werden. Hierfir werden zwei Garagen errichtet. Das Obergeschoss wird um zwei
Kinderzimmer (je 14,77 m2) Uber der ersten Garagenflache voll Gberbaut. Im Dachgeschoss
springt die Giebelwand um die halbe Garagenbreite zuriick. Das Dachgeschoss erhalt eine um-
laufende Dachterrasse die biindig mit der Garagenflache abschlief3t.

Das Dachgeschoss wird mit Kniestock (ca. 45cm) ausgebildet und die Dachflache um ca. 1,80
m gegeniber dem alten Dach herausgezogen. In der Dachflachen (Nordost) sollen drei Dach-
fenster und ruckwartig (Sidwest) eine Gaube (3 m breit) und ein Dachfenster errichtet. Da das
bestehende Geb&ude sehr schmal ist, werden die eingereichte Dachneigung (42 Grad) und der
Kniestock bendtigt um im Dachgeschoss die Wohnrdume unterzubringen.

Die Abstandsflache zum von der Stral3e aus linken Nachbarn wird um ca. 45 cm Uberschritten.
Die Abstandsflache zur StralRenmitte wird um ca. 59-67 cm Uberschritten. Der Abstand zur rech-
ten Grundstiicksgrenze betragt 3,75m und hélt den Mindestabstand (3 m nach Bauordnung ein.
Der Abstand zur Strafenmitte wird eingehalten.

Samtliche Nachbarsunterschriften liegen vor und der Stellplatznachweis wird erfillt. Es werden
drei Stellplatze nachgewiesen.

Fir dieses Vorhaben bestehen bereits im direkten Umfeld gleichgelagerte Bezugsfalle und sind
in Absprache mit der Baugenehmigungsbehorde vorabgestimmt.

Bei dieser Planung werden weder Grundziige der Planung berihrt, noch Grinde des Wohls der
Allgemeinheit eingeschrankt. Die Abweichung ist stéadtebaulich vertretbar. Die nachbarlichen
und 6ffentlichen Interessen werden bericksichtigt.

Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses vom 21.06.2017 Seite 6



Beschluss:

Dem Antrag Anbau an ein Wohnhaus und Erneuerung eines Dachstuhls, Fl. Nr. 1936/20 Ge-
markung Eisenbach (Klaus Jakob) wird zugestimmt und das gemeindliche Einvernehmen nach
§ 36 Abs.1 Satz 1 BauGB wird erteilt und der Abweichung gem. Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO
von der Bauordnung zur Abstandsflachenliberschreitung zugestimmt.

einstimmig beschlossen

TOP 6 Baugenehmigung - Im Weidig 24, Fl. Nr. 6931
Umbau/Erweiterung eines Lidl-SB-Marktes einschl. Werbeanlagen
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

Antragsteller: Lidl Dienstleistung GmbH & Co. KG

Vorhaben: Umbau/Erweiterung eines Lidl-SB-Marktes einschl. Werbeanlagen
Lage: Im Weidig 24, FI. Nr. 6931

Gemarkung: Obernburg.

Beschreibung:

Der Bauherr beantragt eine Baugenehmigung zum Umbau/Erweiterung eines Lidl-SB-Marktes
(Summe Bestand 1068 m? davon Verkaufsflache 785 m? und Nebenflache 283 m2) mit einer
Erweiterungsflache von 580,35 m2. Hiervon sind 351,83 m2? Zuwachs als Verkaufsflache und
228,52 m2 fir sonst. Nutzung geplant. Somit ergibt sich insgesamt eine Verkaufsflache von
1136,83 m2. Das Produktsortiment bleibt unverandert.

Die zwei geplanten Werbeanlagen haben je eine breite von 3,46 m und 2,65 m H6he und sind
am Eingangsbereich an der Fassade vorgesehen.
Die Stellplatzsatzung wird eingehalten. Es sind 100 Stellplatze nachgewiesen.

Die Offnungszeiten des Marktes sollen auch zukiinftig von 7.00 bis 20.00 Uhr unveréandert blei-
ben, It. Antragsteller.

Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes ,Gewerbe-
gebiet suidlich der Eisenbacher StraRe 6. Anderung Sondergebiet GroRflachiger Einzelhandel".
Das Vorhaben entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes und kann durch die geleis-
tete Vorarbeit der Verwaltung nun plangeman abgeschlossen werden.

Beschluss:

Dem Antrag Umbau/Erweiterung eines Lidl-SB-Marktes, FI.Nr. 6931 Gemarkung Obernburg
(Lidl Dienstleistung GmbH & Co. KG, Alzenau) wird zugestimmt und das gemeindliche Einver-
nehmen nach 8§ 36 Abs.1 Satz1 BauGB wird erteilt.

Ja9 Neinl beschlossen

TOP 7 Baugenehmigung - Am Siidhang 16, FI. Nr. 1704/5
Aufbau von drei Gauben und Nachgenehmigung einer Wohnung im UG
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

Gemeindliches Einvernehmen der Stadt Obernburg nach § 36 Abs.1 Satz 1 BAUGB
Antragssteller: Emin Acig

Vorhaben: Aufbau drei Gauben und Nachgenehmigung einer Wohnung im Untergeschoss
Lage: Am Sudhang 16, Fl. Nr. 1704/5,

Gemarkung: Eisenbach.
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Der Bauherr beantragt auf Veranlassung des Landratsamtes neben der Errichtung von Gauben
zusatzlich die Nachgenehmigung einer bereits vorhandenen Wohnung im Untergeschoss sei-
nes Wohnhauses. Die Bausache (Errichtung von drei Schleppgauben) wurde bereits in der Sit-
zung vom 05.04.2017 behandelt und das gemeindliche Einvernehmen hergestellt. Gegen die
beantragte Nutzungsénderung im UG in eine Kellergeschosswohnung (Flache 68 m?2) bestehen
seitens der Verwaltung keine Bedenken. Vier erforderlich werdende Stellplatze werden nach-
gewiesen.

Beschluss:

Dem Antrag Bau von drei Schleppgauben und der Nachgenehmigung einer Wohnung im Unter-
geschoss, Fl. Nr. 1704/5, Gemarkung Eisenbach (Emin Acig) wird zugestimmt und das ge-
meindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt.

einstimmig beschlossen

TOP 8 Baugenehmigung - Lindenstrafl3e 3, FI. Nr. 2318
Schaffung von 3 neuen Stellplatzen mit Errichtung Carport,
Balkonumbau und Neubau eines Kleinbalkons
Beratung und Beschlussfassung

Gemeindliches Einvernehmen der Stadt Obernburg nach § 36 Abs. 1 Satz 1 BAUGB
Antragssteller/Bauherren: Michael Schmid

Vorhaben: Schaffung von 3 neuen Stellplatzen mit Errichtung Carport, Balkonumbau und Neu-
bau eines Kleinbalkons

Lage: LindenstralRe 3, FIl. Nr. 2318

Gemarkung: Obernburg a.Main

Beschreibung :

Die Antragsteller beantragen eine Baugenehmigung. Sie planen die Schaffung von drei neuen
Kfz-Stellplatzen mit Errichtung eines Carports (42 m2) mit Solardach. Der bisherige Balkon wird
durch eine neue Stahlkonstruktion ersetzt, die 1m breiter sein wird, damit die Durchfahrt von
Fahrzeugen zu den Parkplatzen mdglich ist. Vom Hofniveau zur Parkflache wird ein Fahrweg
unter dem Balkon hindurch geschaffen. Zusatzlich soll am Haupthaus zum Hof hin ein Kleinbal-
kon (2,40 m breit und 1,60 m tief) errichtet werden. Hierbei handelt es sich um eine Teilmal3-
nahme der Gesamtsanierung des Vorder- und Hinterhauses.

Samtliche Nachbarn haben dem Bauvorhaben zustimmt.

Rechtslage:

Das Vorhaben liegt nicht im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes, son-
dern im férmlich festgelegten Sanierungsgebiet ,Altstadt Obernburg® und im Bereich der Bau-
gestaltungssatzung. Weiter liegt es im Bereich der Bodendenkméler.

Das Vorhaben ist nach § 34 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile) zu beurteilen.

Nach einer Stellungnahme des Stadteplaner Tropp steht aus stadtebaulicher Sicht dem Projekt
nichts entgegen. Die Vorgaben der Gestaltungssatzung werden gewahrt. Der Baudenkmal-
schutz ist nicht zu beteiligen. Die Stellplatze werden auf dem Grundstiick nachgewiesen.

Das Vorhaben fiigt sich nach § 34 BauGB in die nahere Umgebung ein.

Beschluss:

Dem Antrag Schaffung von 3 neuen Stellplatzen mit Errichtung Carport, Balkonumbau und
Neubau eines Kleinbalkons, FI.Nr. 2318 Gemarkung Obernburg a.Main (Michael Schmid) wird
zugestimmt und das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 Satz 1 BauGB wird erteilt.

einstimmig beschlossen
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| TOP 9 Anfragen

Mit Dank fur die rege Mitarbeit schlie3t 1. Burgermeister Dietmar Fieger um 19:40 Uhr die 0f-
fentliche Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses.

Dietmar Fieger Birgit Lapresa
1. Burgermeister Schriftfihrer/in

Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses vom 21.06.2017 Seite 9



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	SMC_BM_SNFUNK
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Sachverhalt
	Beschluß
	AbstimmungK
	BeschlussK
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_Text3

